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Allgemeines Wohngebiet nach §4 BauNVO

Grundflächenzahl höchstzulässig - bezogen auf alle Flurstücke innerhalb des Geltungsbereichs

Geschosslächenzahl höchstzulässig - bezogen auf alle Flurstücke innerhalb des Geltungsbereichs

WHmax

E+IV

Wandhöhe höchstzulässig - bezogen auf NHN (siehe Planeintrag)

Anzahl der Vollgeschosse höchstzulässig (siehe Planeintrag)
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2.4.1            Das Maß der baulichen Nutzung ergibt sich aus der Festsetzung zur maximal zulässigen
                    Grundflächenzahl (GRZ), der höchstzulässigen Anzahl der (Voll-)geschosse der maximal 
                    zulässigen Bruttogrundfläche (BGF), den Festsetzungen zu maximal zulässigen Wand-
                    höhen und der maximal überbaubaren Fläche innerhalb der Baulinien und Baugrenzen (Baufelder).
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1.6     Planzeichnung
1.6.1           Lageplan M 1-1000

M 1-1000

3.2.1            schematische Ansicht von Nibelungenstraße M 1-1000

1

2

4

6

3

5

1

2

3

4

5

6

Baugrenze      Die Abstandsflächen nach BayBO in der jeweils gültigen Fassung sind einzuhalten.

Tiefgarage/Garagengeschoss

1.3     Verkehrsflächen, Nebenanlagen  (§9 (1) Nr. 4 u. Nr. 11)

1.2     Baulinien, Baugrenzen
 

3.1    Legende zur Nutzungsschablone

3.2    schematische Planzeichnungen zur Verdeutlichung der Höhenentwicklung  

4.  VERFAHRENSVERMERKE

   Etwaige Bodenfunde, die bei Erdarbeiten zu Tage kommen, unterliegen der Meldepflicht an das
   Bayer. Landesamt für Denkmalpflege oder an die Untere Denkmalschutzbehörde der Stadt gemäß
   Art. 8 (1-2) DSchG. Auf die entsprechenden Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes wird 
   hingewiesen.
   Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche
   Erlaubnis gem. Art. 7(1) BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren
   bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.

2.1    Bestandteile 2.11  Grünordnung

2.12  Artenschutz
2.12.1         Die Lamellen-Raffstores des Bestandsgebäudes sind zu enfernen, so dass die Kästen ungeschützt 
                   gegenüber der Witterung sind und als Winterquartier ausgeschlossen werden können.

2.12.2         An den neuen Wohneinheiten sind 8 Sommerquartiere für Fledermäuse einzurichten. Es können
                   offen liegende Fassadenquartiere , aber auch in die Fassade integrierte Systeme verwendet
                   werden. Die Quartiere sind in verschiedene Himmelsrichtungen anzubringen.

2.12.3         Vor Beginn der Abbrucharbeiten sind im Bereich des verbleibenden Gehölzbestandes 4 Fleder-
                   mauskästen anzubringen.

2.12.4         Die Umsetzung der Maßnahmen ist von einer Umweltbaubegleitung zu dokumentieren und der 
                   Unteren Naturschutzbehörde Passau in Form eines Protokolls zu bestätigen.

2.12.5         Die Gehölzentnahme hat sich nach den gesetzlichen Vorgaben des §39 BNatSchG zu richten 
                   und zwischen dem 1. Oktober und dem 1. März zu erfolgen. 

2.12.6         Bei den Beleuchtungsanlagen sind grundsätzlich die Vorgaben des Artikel 11a BayNatSchG 
                   zu berücksichtigen:
                   - Beim Aufstellen von Beleuchtungsanlagen im Außenbereich müssen die Auswirkungen auf die
                     Insektenfauna, insbesondere deren Beeinträchtigung und Schädigung, überprüft und die Ziele
                     des Artenschutze berücksichtigt werden. Im Umgriff der geplanten Gebäude sind Beleuchtungs-
                     anlagen auf das Notwendigste zu reduzieren.
                   - Himmelstrahler und Einrichtungen mit ähnlicher Wirkung sind unzulässig.
                   - Beleuchtungen in unmittelbarer Nähe von geschützen Landschaftsbestandteilen und Biotopen 
                     sind nur in Ausnahmefällen von der zuständigen Behörde oder mit deren Einvernehmen zu 
                     genehmigen.

2.13  Entwässerung

1.1     Art und Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1)

Die Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen sind von Bepflanzung freizuhalten, da sonst die
Betriebssicherheit und Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden.

Die Versorgung mit Erdgas sowie der Anschluss an das Fernwärmenetz der Stadtwerke Passau
ist über eine entsprechende Erweiterung des Netzes möglich.

Zur Versorgung des Baugebiets sind Trassen in den Verkehrsflächen möglich und zulässig,
ebenso entsprechende Verteilerschränke und notwendige Anlagen.
Entsprechende Erschliessungsmaßnahmen sind so früh wie möglich, jedoch mindestens 3 Monate
vor Baubeginn anzuzeigen. Die Abstimmung der Trassen ist mit weiteren Versorgungsträgern
abzustimmen.

Das Gebiet ist an die zentrale Wasserversorgung der Stadt Passau anzuschliessen.
Alles Trinkwasser für den menschlichen Gebrauch darf nur aus der öffentlichen Wasserversorgung
entnommen werden. 

Feste Abfallstoffe sind auf hygienisch unbedenkliche Weise zu entsorgen.
Evtl. anfallender Gewerbemüll ist getrennt zu erfassen und geordnet zu verwerten bzw. zu entsorgen.
Die einschlägigen gesetzlichen Regelungen, insbesondere die Vorschriften der Abfallsatzung
des ZAW Donau-Wald sind zu beachten. Die Ausweisung und optimale Gestaltung von ausreichenden
Stellplätzen für Abfallbehälter des praktizierten 3-Tonnen-Holsystems (Restmüll, Papier- und Bio-
abfälle) sind vorzusehen. Auf Antrag können diese auch auf Privatgelände geleert werden.

Auf eine naturnahe Ausbildung von Entwässerungseinrichtungen und eine dezentrale Regen-
wasserrückhaltung auf privaten Baugrundstücken sowie die Umsetzung von Maßnahmen zur 
Wasserrückhaltung ist zu achten. Des Weiteren sind die neu zu versiegelnden Verkehrsflächen
auf das notwendige Maß zu begrenzen und die Ausbildung untergeordneter Verkehrsflächen mit
versickerungsfähigen Belägen anzustreben.

 Dabei sind mindestens die Anforderungen der Ausführung zu Art.12BayBO in Bayern bauaufsichtlich
 eingeführten "Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr" (Ausgabe Februar 2007) einzuhalten. Alle
 baulichen Anlagen müssen über befestigte und ausreichend breite Straßen bzw. Wege für Groß-
 fahrzeuge der Feuerwehr erreichbar sein.

DIN-Vorschriften bzw. Technische Regelwerke, auf die im Bauleitplan Bezug genommen wird,
werden im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3, 94032 Passau, 2. Etage, Zimmer 206 während der 
Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten.
Die Einsichtnahme der Unterlagen sowie die Möglichkeit über die Inhalte Auskunft zu erlangen,
sind nach möglichst vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851/396-398, bzw. -231 zu den
Dienststunden möglich.

3.3    Bodendenkmäler

3.4    Versorgung mit elektrischem Strom

3.5    Heizenergieversorgung

3.6    Telekommunikation

3.7    Wasserversorgung

3.8    Abfallstoffe und Abfallentsorgung

3.9    Hinweise zur Geringhaltung des Oberflächenabflusses

                  3.10.1          Flächen für die Feuerwehr:
                                      Flächen für die Feuerwehr (insbesondere Zufahrten, Durchfahrten, 
                                      Aufstellflächen für Hubrettungsfahrzeuge, Bewegungsflächen usw.) sind auf den Grundstücken
                                      in ausreichendem Umfang vorzusehen. 

3.10.2          Löschwasser:
                    Eine ausreichende Löschwasserversorgung für den Grundschutz ist in Anlehnung an das DVGW-
                    Arbeitsblatt W 405 sicher zu stellen.
                    Die erforderliche Grundschutz-Löschwassermenge von 96m³/h kann unter Einbeziehung der
                    Hydranten in der Nibelungenstraße für die Dauer von max. 2 Stunden aus dem 
                    öffentlichen Trinkwasserversorgungsnetz gewährleistet werden.

3.11  DIN-Normen und technische Regelwerke

3.10  Flächen für die Feuerwehr und Löschwasserversorgung

3.2.2            schematische Schnitte M 1-1000

                        Straßenbegrenzungslinie

Art der baulichen Nutzung:  WA Allgemeines Wohngebiet nach §4 BauNVO

Anzahl zulässiger Vollgeschosse: E+IV max. 5 Vollgeschosse + UG (kein Vollgeschoss)

zulässige Bauweise:  o offene Bauweise nach §22(2) BauNVO

Grundflächenzahl: GRZ höchstzulässig 0.4 bezogen a. d. Fläche des Geltungsbereichs

Geschossflächenzahl: GFZ höchstzulässig 1.2 bez. a. d. Fläche des Geltungsbereichs

zulässige Dachform: FD Flachdach

Fläche für private offene StellplätzeSt St St

private Verkehrsfläche

zulässiger Baubereich überdachte Fahrradstellplätze

zulässiger Baubereich für Nebengebäude

Straßenverkehrsfläche, öffentlich

Sichtfeld: Von allen sichtbehindernden Gegenständen freizuhalten, die mehr als 0.80m über
die Fahrbahnoberkante hinausragen.

1.4.2    Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
            sonstigen Bepflanzungen; mit Bezug zu textlicher Festsetzung

1.4.1    Umgrenzung von Flächen zum Erhalt vorhandener Vegetation

1.4     Maßnahmen der Landschaftspflege (§9(1) Nr. 25 BauGB)

                        Bestehende Hauptgebäude mit Hausnummer
14

                        Bestehende Nebengebäude

                        Bestehende Grundstücksgrenze mit Grundstein

322

128/4 Flurnummer, hier 128/4

Höhenlinie Bestandsgelände, hier 322,0m ü. NN

Abbruch (ehemaliges Polizeigebäude)

bestehender Mischwasserkanal

1.5     Sonstige Festsetzungen durch Planzeichen

Trafostation neu

1.4.3    Baum zu erhalten

1.4.4    Baum zu pflanzen; Standort kann bis zu 2.0m von der Planzeichnung abweichen

Zu- und Ausfahrt Geltungsbereich, privat

1.4.5    private Freiflächen, hier Garten-/Grünfläche; mit Bezug zu textlicher Festsetzung 
            (als Freifläche anrechenbar)

2.13.1          Entwässerung, allgemein:
                    Die Entwässerung ist mit der zuständigen Dienststelle der Stadt Passau abzustimmen. 
                    Gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist das auf einem Grundstück anfallende Niederschlags-
                    wasser ortsnah zu versickern oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 
                    Gewässer einzuleiten. Bei Neuanschlüssen wird daher grundsätzlich eine dezentrale Beseitigung 
                    angestrebt. Ist eine Versickerung oder eine Einleitung des Oberflächenwassers in ein ortsnahes 
                    Gewässer aus technischen oder rechtlichen Gründen nicht möglich, kann eine Einleitung in den 
                    öffentlichen Kanal gedrosselt gestattet werden. Der Nachweis ist mit einem Sickertest zu führen. 
                    Die konkreten Planungen und weiteren Details der Schmutz- und Oberflächenwasserentsorgung sind im 
                    Baugenehmigungsverfahren bzw. im Freistellungsverfahren mit der Stadt Passau, Dienststelle Stadt-
                    entwässerung bzw. Dienststelle Umweltschutz/ Wasserrecht zu regeln. Die Bestimmungen der 
                    Entwässerungssatzung der Stadt Passau sind zu beachten und einzuhalten. Entwässerungsplanungen 
                    der jeweiligen Einzelbauvorhaben sind mit der Dienststelle 450 Stadtentwässerung abzustimmen. 
                    Wenn die befestigte Fläche des Grundstücks eine Größe von 800m² übersteigt, ist ein Überflutungs-
                    nachweis zu führen. Gegen Hang- / Oberflächenwasser ist bei allen Bauvorhaben eigenverantwortlich 
                    entsprechende Vorsorge (objektbezogene Maßnahmen)  nach dem Stand der Technik von den Bauherren 
                    zu tragen. Als Hilfestellung wird das beiliegende DWA - Themenfaltblatt "Starkregen und urbane 
                    Sturzfluten" empfohlen.

2.13.2          Schmutzwasser ist über die öffentliche Mischwasserkanalisation abzuleiten.
                    Bis zum Übergabepunkt an die öffentliche Kanalisation, ist das Schmutzwasser im Trennsystem abzuleiten.
                    
2.13.3          Oberflächenwasser ist, soweit es baugrundtechnisch nicht auf dem Grundstück versickert werden kann, 
                    in entsprechenden Rückhalteeinrichtungen zu sammeln und gedrosselt dem öffentlichen Misch-
                    wasserkanal zuzuführen. Bis zum Übergabepunkt an die öffentliche Kanalisation ist das Oberflächen-
                    wasser im Trennsystem abzuleiten. Die Regenwasserableitung ins Mischkanalsystem, das Volumen
                    der Rückhaltung und die Menge des Drosselabflusses ist mit der  Dienststelle 450/Stadtentwässerung
                    abzustimmen. Es sind Maßnahmen zur Drosselung der Zuflussmenge über geeignete Regenwasser-
                    rückhaltungen zu treffen. Die erforderlichen abwassertechnischen Erschliessungsmaßnahmen sind bis 
                    zum Zeitpunkt des ersten Abwasseranfalls zu stellen.

2.11.2          Grünflächen nach 1.4.5 sind als Frischwiese mit Regiosaatgut der Herkunftsregion 19
                    „Bayerischer- und Oberpfälzer Wald“ einzusäen. Die Wiesenflächen sind zweimal jährlich nach 
                    dem 15. Juni zu mähern. Das Mähgut ist von der Fläche zu entfernen. Der Einsatz von Pflanzen-
                    schutz- und Düngemitteln ist untersagt.

2.11.3          In Flächen nach 1.4.2 ist eine 2-reihige Baum-Strauch-Hecke mit einem Baumanteil von 20%
                    zu pflanzen. Die Hecke ist mit einer Pflanzdichte von einer Pflanze je 4m² in einem Abstand 
                    von 1 x 1.5m zu pflanzen.

2.11.4          In Flächen nach 1.4.1 ist der Bestand (Bäume nach 1.4.3) zu erhalten. Der Bestand ist durch die 
                    Pflanzung von Bäumen (20%) und Sträuchern (80%) auf eine Pflanze je 6m² zu verdichten, dabei          
                    sind vorhandene Gehölze darauf anzurechnen. 

2.11.5          Dachflächen sind mit Trocken- und Magerrasen zu begrünen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten.
                    Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss mindestens 0.18m betragen. Dies gilt nicht für
                    technische Einrichtungen, Belichtungsflächen und Dachterrassen. Die Dachflächen sind mit einem
                    Mindestanteil von 50% zu begrünen.

2.11.6          Tiefgaragen sind außerhalb von Gebäuden und Verkehrsflächen mit mindestens 0.6m 
                    Boden zu überdecken.

2.11.7          Stellplätze sind wasserdurchlässig zu gestalten.

2.11.8          Je 7 offene Stellplätze ist ein Baum 2. oder 3. Ordnung zu pflanzen. 

2.11.9         Je angefangene 350 m² Baugrundstück ist je ein Baum 2. oder 3. Ordnung zu pflanzen. Bäume 
                   nach 1.4.4 können darauf angerechnet werden.

2.11.10        Zäune sind bis max. 1.20m zulässig. Eine Bodenfreiheit von 10cm ist zu gewährleisten. 
                    Sockel sind nicht zulässig.

2.11.11        Im Rahmen des Bauantrags ist ein Freiflächengestaltungsplan zu erstellen.

2.11.1          Mindestpflanzqualität
                    Bäume als Hochstamm mindestens 3mal verpflanzt, Stammumfang 16-18cm; Pflanzung in
                    jeweils mindestens 10m² offenen und mindestens 16m² durchwurzelbarem Boden.
                    Sträucher mindestens 2mal verpflanzt, Wuchshöhe 60-100cm.
                    Bei Pflanzungen sind ausschliesslich gebietsheimische Gehölze der Herkunftsregion 3 "Südost-
                    und Ostdeutsches Bergland und Oberrheingraben" zu verwenden.
                    Auf die Pflanzliste unter Punkt 8, Tabelle 1 in der Begründung zum Bebauungsplan wird verwiesen.

2.1.1            Der Bebauungs- und Grünordnungsplan besteht aus der Planzeichnung, den Feststetzungen 
                    durch Planzeichen und den Festsetzungen durch Text in der Fassung vom XX.XX.XXXX.
                    Die Begründung sowie Fachgutachten zu Artenschutz und Verkehr sind beigefügt.

2.2    Geltungsbereich
2.2.1            Der Geltungsbereich des Bebauungs- und Grünordnungsplans ergibt sich aus der Planzeichnung.

2.3    Art der baulichen Nutzung §9(1) Nr. 1 und Nr. 9 BauGB
2.3.1            Die im Bebauungsplan als WA bezeichneten Flächen werden als "Allgemeines Wohngebiet" nach
                    §4 BauNVO festgesetzt.

2.3.2            Zulässig sind:
                    2.3.2.1 Wohngebäude
                    2.3.2.2 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie
                                nicht störende Handwerksbetriebe
                    2.3.2.3 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke
                    Unzulässig sind Vergnügungsstätten.
                    

2.4    Maß der baulichen Nutzung §9(1) Nr. 1 BauGB

2.4.2            Bezogen auf das Gesamtbaugebiet bzw. Nettobauland wird eine max. zul. Grundflächenzahl
                    von 0.4 nach §16(2) BauNVO bzw. §17(1) BauNVO festgesetzt.
                    Bei der Berechnung der Grundflächenzahl sind befestigte Stellplätze mit ihren Zufahrten, Neben-
                    anlagen und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück
                    lediglich unterbaut wird, mitzurechnen. Bezogen auf die Fläche des Geltungsbereichs sind dabei 
                    Überschreitungen der Grundflächenzahl bis 0.6 zulässig.

2.4.5            Die als Höhenfestsetzung gewählte Wandhöhe definiert sich wie folgt:
                    Wandhöhe ist der Schnittpunkt der gedachten oder vorhandenen Verlängerung der Außenseite 
                    der Außenwand mit der Oberfläche der Dachhaut. Im Falle eines Flachdaches ist die Wandhöhe 
                    der Schnittpunkt der gedachten oder vorhandenen Verlängerung der Außenseite der Außenwand 
                    mit der Oberkante der Attika. Alle Wandhöhen sind mit einer Maximalhöhe über NHN definiert.

2.5    Bauweise §9(1) Nr.2 BauGB u. §22 BauNVO und überbaubare 
         Grundstücksflächen §9(1) Nr. 2 BauGB u. §23 BauNVO)

2.4.3            Gem. Baulandbeschluss der Stadt Passau sind 30% der zulässigen Wohnfläche als sozialer 
                    Mietwohnungsbau bzw. als geförderte Studentenwohnungen zu erstellen.
                    Bei einer Grundfläche von 9.350m² (=Geschossfläche) ergibt sich eine Geschossfläche von 
                    ca. 2.250m² an sozialem Mietwohnungsbau.

2.4.4            max. zulässige Geschossflächenzahl: GFZ 1.2

2.5.1            Es wird offene Bauweise nach §22 (2) BauNVO festgesetzt.
                    Im Bereich Park-/Tiefgarage sind abweichend Gebäude über 50m zulässig.
                  
2.5.2            Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baufelder) werden durch Baugrenzen definiert.
                                     
2.5.3            Außerhalb der Baugrenzen sind Tiefgaragen/Garagengeschosse (in den gekennzeichneten 
                    Bereichen) zulässig und Nebenanlagen nach §14 BauNVO(2). 
                    Nicht zulässig sind jedoch Garagen und überdeckte Stellplätze außerhalb der Baufelder sowie 
                    Nebenanlagen nach §14 BauNVO(1).

2.6    Abstandsflächen
2.6.1            Die Tiefe der notwendigen Abstandsflächen richtet sich nach Art.6 BayBO.                   

2.6.2            Die Abstandsflächen errechnen sich aus dem Abstand zwischen Ur-Geländeoberkante und oberem 
                    Abschluss der Wand (Attika), bei geneigten Dächern bis zum Schnittpunkt Wand-Dachhaut.
                  

2.7    Stellplätze und Garagen §9(1) Nr. 4+22 BauGB
2.7.1            Offene Stellplätze sind nur innerhalb der Baufelder/Baugrenzen bzw. in den gekennzeichneten
                    Flächen zulässig. Sie sind in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen (Kiesdecke, Schotter-
                    rasen, Rasenfugenpflaster, Dränpflaster). Siehe auch Grünordnung.

2.7.2            Garagen sind nur als Tiefgaragen zulässig

2.7.3            Für alle baulichen Nutzflächen auf dem Baugrundstück sind entsprechende Stellplätze nachzuweisen.
                    Es gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Passau - auch für Fahrradstellplätze.

2.7.4           Die Zufahrten zu den Garagen und Stellplätzen sind als private Verkehrsstraßen zu errichten.

2.8    Verkehrsflächen §9(1) Nr.11 und Abs. 4 BauGB
2.8.1            Die Ausdehnung befestigter Flächen ist auf das notwendige Mindestmaß zu begrenzen.
                    Mindestens 30% der Grundstücksfläche sind als Pflanzfläche ohne Unter-/Überbauung auszubilden.
                    Mit Planzeichen festgesetzte Grün- und Gehölzflächen sind anrechenbar.

2.8.2            Die öffentlichen und privaten Verkehrsflächen sind entsprechend den zeichnerischen und textlichen 
                    Festsetzungen auszuführen und zu erhalten.
                  
2.8.3            Private Verkehrsflächen dürfen nicht eingezäunt werden um eine öffentliche Erreichbarkeit des 
                    neuen Bauquartiers zu gewährleisten. Unterirdische Ver- und Entsorgungsleitungen für das neue 
                    Baugebiet sind in den privaten Verkehrsflächen zulässig. Ggf. sind sie mit entsprechenden Leitungs-
                    rechten zu sichern.

2.8.4            Zulässige Beläge für Straßenflächen
                    - Asphaltbelag          - Pflasterbelag (Granit, Beton)

2.8.5            Zulässige Beläge für Platzbereiche (im Fußgängerbereich) wasserdurchlässige Beläge
                    - Granit- oder Betonpflaster             - Mineralbeton mit Rieseleinstreuung
                    - Granit- oder Betonplatten              - Schotterrasen (nicht bei notw. Flächen für die Feuerwehr)

2.9    Höhenlage der Gebäude und Gebäudevorflächen
2.9.1            Das Gebäude ist so in das Gelände einzufügen, dass die Gebäudezugänge möglichst barrierefrei
                    erreichbar sind und dass sich möglichst wenige Abgrabungen und Anböschungen ergeben.
                    Der vorhandene und der geplante Geländeverlauf ist im Eingabeplan einzutragen.
                
2.9.2            Bautechnisch notwendige Stützwände im Hangbereich sind bis zu einer maximalen Wandhöhe 
                    von 329.50 ü. NHN zulässig.
                
2.9.3            Die jeweiligen Unter- bzw. Erdgeschosse der Bauquartiere sind gemäß Planeintrag in Ihrer Höhen-
                    lage zu positionieren. Dabei sind geländebedingte bzw. entwässerungstechnisch bedingte 
                    Abweichungen von +- 0.25m zulässig. Dies gilt auch für die Gebäudevorflächen (Plätze und Höfe)

2.10  Dachgestaltung §9(4) BauGB
2.10.1          Dachform und Dachneigung
                    Zulässig sind Flachdächer ohne Dachüberstand.
                    Als Dacheindeckung sind extensiv begrünte Dächer mit entsprechenden Kiesrandstreifen (0.5m) 
                    zulässig. Randeindeckung in Blech. Großflächige Blecheindeckungen sind nicht zulässig.

2.10.2          Technische Dachaufbauten (z.B. Aufzugsüberfahrten, Kühlanlagen, Entlüftungen, Antennen) sind 
                    über die max. Wandhöhe hinaus bis max. 2.0m zulässig. Soweit sie über die Attika hinausgehen 
                    sind sie in das architektonische Geamtkonzept zu integrieren. Dachterrassen in der obersten Ebene 
                    unzulässig.

2.10.3          Solarflächen sind, abgestimmt auf das Gründach, aufgeständert bis zu einer Höhe von 0.8m
                    oder in der Dachfläche liegend vorzusehen.
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Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des gesamten Bebauungsplanes
"Nibelungenstraße"

Hinweise

4.1        Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität hat in der Sitzung vom 20.09.2022 gemäß 
             §2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss 
             wurde am xx.xx.xxxx ortsüblich bekannt gemacht.

4.2        Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom xx.xx.xxxx wurden die Behörden und 
             sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom xx.xx.xxxx 
             bis xx.xx.xxxx beteiligt.

4.3        Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom xx.xx.xxxx wurde mit der Begründung
             gemäß §3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom xx.xx.xxxx bis xx.xx.xxxx öffentlich ausgelegt.
             Ort und Zeit der der Auslegung wurden im Amtsblatt der Stadt Passau Nr. xx vom xx.xx.xxxx
             bekannt gemacht.

4.4        Die Stadt Passau hat den Bebauungsplan mit Beschluss vom xx.xx.xxxx gemäß §10 BauGB
             i.V.m. Art.81 BayBO in der Fassung vom xx.xx.xxxx als Satzung beschlossen. 

             Passau, den __.__.___
             STADT PASSAU

                               
             ......................................................................
             Oberbürgermeister

4.5        Der Bebauungsplan wird gemäß §10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB mit dem Tage der 
             Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Passau Nr.xx vom xx.xx.xxxx rechtsverbindlich. 
             Auf die Rechtsfolgen des §44 Abs. 3 Satz 1 sowie Abs. 4 BAuGB und die §§ 214 und 215 BauGB 
             wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.
             Der Bebauungsplan mit Begründung wird mit Wirksamwerden der Bekanntmachnung im 
             Amt für Stadtplanung während der Dienstzeiten zu Jedermanns Einsicht bereitgehalten und über 
             dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.

             Passau, den __.__.___
             STADT PASSAU

                               
             ......................................................................
             Oberbürgermeister


